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Der PCB-Skandal bei der Dortmunder Entsorgungsfirma Envio zeigt, welche Folgen
lasche Kontrollen und Personalabbau beim staatlichen Arbeitsschutz haben. Hunderte
Arbeiter hantierten ungeschützt mit Gift. Das hatte verheerende Folgen. Was einst als
Bürokratieabbau angekündigt war und in einem Appell an mehr Eigenverantwortung
der Unternehmen mündete, entpuppt sich als fahrlässiger Umgang mit der Gesundheit
der Beschäftigten. Warum der Staat wieder mehr kontrollieren muss und wie ein ver-
nünftiger Arbeitsschutz auszusehen hat – darum geht es im folgenden Tipp.
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Betriebs-

rat hat dar-

über zu wachen,

dass die zugunsten

der Arbeitnehmer gelten-

den Gesetze, Verordnungen

und Unfallverhütungsvorschrif-

ten…durchgeführt werden. So steht es

im §80 (1) BetrVG, den bestimmt jeder

Betriebsrat schon einmal gelesen hat. Was

sich so selbstverständlich anhört, ist bei näherer

Betrachtung ein hoher Anspruch. Schließlich verpflichtet

er Betriebsräte dazu, alle einschlägigen Vorschriften zu

kennen. Wie sonst könnte er auf ihre Einhaltung drängen? Zum

Glück kann sich der Betriebsrat beim Arbeits- und Gesundheitsschutz

fachlich beraten lassen. Neben der innerbetrieblichen Unterstützung durch

den Betriebsarzt und die Fachkraft für Arbeitssicherheit sind die staatliche

Gewerbeaufsicht und die Berufsgenossenschaft wichtige Kooperationspartner.

Aufsicht im Arbeitsschutz Aufsicht im Arbeitsschutz

Die Staatliche Aufsicht ist unter Druck

geraten. Kann der Staat sie beliebig

gestalten?

Der Staat muss für einen Rahmen sorgen,

der eine sichere und gesunde Arbeitsum-

welt gewährleistet. Dazu hat sich Deutsch-

land im Rahmen Europäischer Richtlinien

und internationaler Übereinkommen ver-

pflichtet. Gefordert ist ein funktionierendes

Inspektionssystem mit einer ausreichenden

Zahl von Aufsichtspersonen. Ausreichend

bedeutet, dass eine wirksame Ausführung

der Aufgaben gewährleistet ist. Bei einigen

Bundesländern gibt es hier erhebliche

Zweifel. Im ILO-Übereinkommen 81 und der

ILO-Empfehlung 81 sind die Aufgaben und

Kompetenzen der Aufsicht beschrieben.

Welche Funktion hat die Aufsicht?

Zunächst einmal hat sie die Aufgabe,

die Einhaltung des Arbeitsschutzrechts

zu überprüfen und die Behebung von

Mängeln anzuordnen. Regeln werden von

den Beteiligten nicht selten als überflüssig

angesehen, wenn deren Einhaltung nicht

kontrolliert und deren Missachtung nicht

sanktioniert werden. Daher sind Rechtset-

zung, Überwachung und Vollzug Elemente

des Arbeitsschutzsystems. Überwachung

hat auch die Funktion, der Rechtsetzung

Anhaltspunkte aus der Praxis zu geben.

Erkenntnisse aus der Überwachung kön-

nen auch Grundlage für Schwerpunktpro-

gramme und Aktionen sein.

Die Arbeitsschutzbehörden stellen die

Beratung in den Vordergrund. Vor-

schriften und Sanktionen werden nur

selten gemacht. Was ist davon zu halten?

Beratung muss in der Regel Anordnungen

vorausgehen. Oft ist normativ klar, dass

etwas gemacht werden muss, aber der

Gesetzgeber hat offen gelassen, was genau

gemacht werden muss. Beratung kann den

Betrieben Anhaltspunkte dafür geben, mit

welchen unterschiedlichen Maßnahmen

das erforderliche Schutzniveau zu errei-

chen ist. Erst die Möglichkeit, Sanktionen

zu verhängen, verschafft den Anordnungen

den nötigen Nachdruck.

Wie können Betriebsräte die Aufsicht

nutzen?

Betriebsräte müssen nach § 89 BetrVG

Experteninterview mit Prof. Dr. Wolfhard Kohte
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Unter dem Druck der Deregulierer

Die Kritikder Arbeitgeber war heftig, ihre

Argumente einfach: Der Deutsche Indu-

strie- und Handelskammertag (DIHK)

beklagte Mehrfachzuständigkeiten im

Arbeitsschutz als nicht zeitgemäß. Hier

die Berufsgenossenschaften, dort der

staatliche Arbeitsschutz – das führe

zu „Doppelarbeiten mit zwangsläufigen

Reibungsverlusten und Doppelbelas-

tungen für die Betriebe“, monierte

2004 auch die Bundesvereinigung der

Arbeitgeberverbände (BDA). All das

koste die Unternehmer Zeit und Geld.

Ihre Klagen hatten Erfolg. Die staat-

lichen Arbeitsschutzbehörden wurden

regelrecht demontiert. In einigen

Bundesländern wurden die Gewerbe-

aufsichtsämter aufgelöst, mal wurde

das Personal in Land- und Stadtkreise

verschoben, mal der Unfallkasse

zugeteilt, mal sind weitere Aufgaben

hinzugekommen. Fast überall wurde

das Personal so ausgedünnt, dass

von einer funktionierenden Arbeits-

schutzaufsicht kaum noch zu sprechen

ist. Das hat Folgen. Ein Beispiel: Im

Jahr 2009 besuchte der staatliche

Arbeitsschutz in Nordrhein-Westfalen

knapp 11.000 von insgesamt 920.000

Betriebsstätten, gut ein Prozent. Daraus

ergibt sich, dass die Arbeitsschützer

einen Betrieb rechnerisch alle 86 Jahre

aufsuchen. Auch der EU-Ausschuss

Hoher Aufsichtsbeamter (SLIC) übte in

seinem Bericht von 2006 Kritik. „In

Fällen, wo eine Sanktion voll gerecht-

fertigt gewesen wäre, verhängten die

Inspektoren keine Sanktionen, sondern

übernahmen faktisch Mitverantwortung

für die Situation.“ Inspektionen ohne

vorherige Ankündigung, „ein wesentli-

ches und wertvolles Inspektionsmittel“,

vermisste der EU-Ausschuss ebenfalls.

Um Ressourcen besser zu nutzen und

eine bessere Abstimmung zwischen

staatlicher Aufsicht und Berufsgenos-

senschaften zu erzielen, wurde die

Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutz-

strategie, kurz GDA, verabschiedet und

im § 20a Arbeitsschutzgesetz festge-

legt. Die GDA definiert gemeinsame

Arbeitsschutzziele, etwa die Verringe-

rung der Muskel-Skelett-Erkrankungen.

Sie entwickelt gemeinsame Arbeitspro-

gramme und zielt darauf, dass sich

die zuständigen Landesbehörden

und die Unfallversicherungsträger bei

der Beratung und Überwachung der

Betriebe und bei den Vorschriften- und

Regelwerken abstimmen.

Aufsicht im Arbeitsschutz?

die Möglichkeit haben, an allen Bege-

hungen und Unfalluntersuchungen

teilzunehmen und ihre Anmerkungen

vorzubringen. Revisionsschreiben der

Aufsicht sind ihnen mitzuteilen. Sie

können sich unabhängig davon an die

zuständige Behörde wenden, wenn

sie meinen, dass die vom Arbeitgeber

getroffenen Maßnahmen nicht ausrei-

chen, um Gesundheit und Sicherheit

am Arbeitsplatz zu gewährleisten. Die

Aufsichtsbeamten müssen Betriebsräte

auf deren Wunsch

auch beraten.

Das BetrVG legt im § 89 (1) zum Arbeits- und Gesundheitsschutz

fest, dass der Betriebsrat bei der Bekämpfung von Unfall- und

Gesundheitsgefahren die zuständigen Behörden sowie die Träger

der gesetzlichen Unfallversicherung durch Anregungen und Aus-

künfte zu unterstützen hat. Die Aufsichtsdienste wiederum

sind verpflichtet, auch den Betriebsrat bei Besichtigungen

oder bei der Klärung von Unfallursachen im Betrieb

hinzuzuziehen. Über die entsprechenden Besichtigun-

gen und Besprechungen muss dem Betriebsrat ein

Protokoll zur Verfügung gestellt werden.

Die „Allgemeine Verwaltungsvorschrift über

das Zusammenwirken der Träger der

gesetzlichen Unfallversicherung mit den

Betriebsvertretungen“ schreibt der

Aufsichtsperson der BG vor, den

Betriebsrat bei Besichtigungen,

auch den nicht angekündigten,

immer hinzuziehen.

Die Rechte der Betriebsräte

Prof. Dr. Wolfhard Kohte
ist Juraprofessor an der
Martin-Luther-Universität
Halle-Wittenberg

So reduzieren die Bundesländer die staatliche Aufsicht

Veränderung der Anzahl der Gewerbeärzte und Gewerbeaufsichtspersonen inklusive Azubis
in den Bundesländern von 1998 bis 2009. Quelle: SUGA

1998 2009
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- 39,1 %

+ 5,8 %

- 46,9 %

- 32,8 %
- 45,0 %
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Staatliche und berufsgenossenschaftliche Arbeitsschutzaufsicht

Interview mit Hans-Jürgen Urban Staatliche und berufsgenossenschaftliche Arbeitsschutzaufsicht
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Der Arbeitsschutz stützt sich zum einen

auf die gesetzliche Unfallversicherung,

(Berufsgenossenschaften und Unfall-

kassen) und zum anderen auf die staat-

liche Arbeitsschutzaufsicht der Länder.

Sie ist in nahezu jedem Bundesland

anders organisiert und trägt jeweils

verschiedene Bezeichnungen.

Die staatlichen Arbeitsschutzämter

kontrollieren branchenübergreifend

die betriebliche Umsetzung staatlicher

Rechtsvorschriften. Neben dem techni-

schen Aufsichtsdienst sind dort auch

die Gewerbeärzte angesiedelt, die zu

arbeitsmedizinischen Fragen, etwa der

Feststellung einer Berufskrankheit,

Stellung nehmen.

Die Berufsgenossenschaften arbeiten

branchenbezogen. Ihre Aufgabe ist es,

Arbeitsunfälle, Berufskrankheiten sowie

arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren

zu verhüten (vgl. § 1 SGB VII). Dazu

verfügen sie über eine eigene Rechtset-

zungskompetenz. Sie erstellen Unfall-

verhütungsvorschriften, Informationen

und Regeln für Sicherheit und Gesund-

heitsschutz am Arbeitsplatz. Und sie

kontrollieren sowohl die Einhaltung der

berufsgenossenschaftlichen als auch

der staatlichen Vorschriften.

Zur Zusammenarbeit verpflichtet:

Die staatlichen Arbeitsschutzämter

und die Berufsgenossenschaften sind

zur Zusammenarbeit verpflichtet. Dafür

wurden Rahmenvereinbarungen abge-

schlossen. In diesen steht, dass sich

beide bei der Beratung und Überwa-

chung der Betriebe abzustimmen haben.

Die zwei Säulen im
Arbeitsschutz

"Für die Übrigen fehlt die Zeit"

"Appelle reichen nicht aus"

Funktioniert der Arbeitsschutz nur

mit Vorschriften und Aufsicht?

Am besten schaut man sich an, was

die Arbeitgeber auf diese Frage selbst

antworten. Als wichtigste Motive in

Sachen Arbeits- und Gesundheitsschutz

geben 90 Prozent der Arbeitgeber die

Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen

an. 80 Prozent halten den Druck der

Arbeitsschutzaufsicht für ausschlagge-

bend und 77 Prozent handeln im Bereich

Sicherheit und Gesundheitsschutz,

weil es Forderungen der betrieblichen

Interessenvertretung

oder der Beschäf-

tigten gibt. Kurzum:

Maßnahmen werden

durchgeführt, wenn

das Gesetz es verlangt oder wenn es

Druck von Behörden und Betriebsräten

gibt.

Dabei fordern die Unternehmen

weniger Reglementierung und mehr

Eigenverantwortung.

Appelle an die Vernunft und Verantwor-

tung der Unternehmen reichen auch

beim Thema Gesundheit leider nicht aus.

Das belegen sowohl unsere Erfahrungen

als auch wissenschaftliche Studien.

Jedes Auto muss alle zwei Jahre zum TÜV.

Für das Einhalten von Tempolimits gibt es

Geschwindigkeitskontrollen. Nur wenn

es um arbeitsbedingte Gesundheits-

gefahren geht, brauchen wir angeblich

weniger Überwachung. Das findet keiner

richtig, der die Praxis kennt.

Aber bei der Gewerbeaufsicht wurden

in den vergangenen Jahren viele Stel-

len abgebaut.

Das ist in der Tat ein Problem! Gegenwär-

tig entscheidet jedes Bundesland nach

Kassenlage und eigenem Gutdünken, wie

viel Personal es für die Gewerbeaufsicht

einsetzt. Ich dachte früher, dass eine

Steuerprüfung das seltenste Ereignis ist,

das einem Betrieb passieren kann. Aber

der staatliche Arbeitsschutz schlägt das

noch um Längen! Das verweist auch die

angeblich durchgeführten Doppelbesich-

tigungen ins Reich der Märchen.

Was muss deiner Ansicht nach passie-

ren?

Erstens müssen die Aufsichtsbehörden

personell wieder aufgestockt werden.

Das ist eine Grundvoraussetzung.

Zweitens bedarf es

auch eindeutiger

Vorschriften und

Regeln, auf deren

Grundlage die

Aufsichtspersonen Beanstandungen

in den Betrieben vornehmen können.

Besonders schwierig ist das bei psychi-

schen Belastungen. Hier gibt es keine

konkreten Vorgaben, sondern nur eine

ganz allgemeine Verpflichtung. Deshalb

sehen wir die Politik in der Verantwor-

tung, diese Regelungslücke zu schließen.

Und drittens bedarf es einer Qualifizie-

rungsoffensive für die Aufsichtsperso-

nen, damit sie mit den neuen Risiken

umgehen können. Nur so – mit diesen

drei Maßnahmen - wird es mehr Schutz

für die Beschäftigten geben.

Das Interview mit
Hans-Jürgen Urban

>> Maßnahmen werden durchge-

führt, wenn das Gesetz es verlangt

oder wenn es Druck von Behörden

und Betriebsräten gibt. <<

Hans-Jürgen Urban ist
geschäftsführendes
Vorstandsmitglied der
IG Metall

„Der staatliche Arbeitsschutz ist durch den

teilweise massiven Abbau von Stellen in

einzelnen Bundesländern an seine Grenzen

gestoßen. Er ist dort nicht mehr in der

Lage, seinen Verpflichtungen umfassend

nachzukommen. Es können nur noch die

dringendsten Pflichtaufgaben erledigt

werden. Der Arbeitsschutz agiert damit wie

die Feuerwehr, er löscht, wenn es brennt.

Weitere für die Gesellschaft wichtige

Aufgaben, wie etwa die Prävention von

Muskel-Skelett-Erkrankungen oder psychi-

scher Fehlbelastungen, werden dadurch

vernachlässigt. Wir bräuchten Richtgrößen,

wie das in der Marktüberwachung oder

im Immissionsschutz üblich ist. Auch im

Arbeitsschutz müsste es eine Vorschrift

geben, wie oft Betriebe, besonders jene mit

Gefährdungspotenzial, besichtigt und wie

viele Aufsichtbeamtinnen und -beamte vor-

gehalten werden müssen. Nicht zuletzt der

Envio-Skandal hat gezeigt, dass der Appell

an Eigenverantwortung nicht ausreicht,

sondern eine systematische und risikoori-

entierte Überwachung notwendig ist.“

„Die Stellenkürzungen bei der staatli-

chen Arbeitsschutzaufsicht haben auch

uns getroffen, wie offizielle Statistiken

ausweisen. In Hessen ist die Zahl der

Gewerbeärzte innerhalb von zehn Jahren

von elf auf sechs geschrumpft. Dadurch

hat sich unser Aufgabengebiet verän-

dert. Statt zu allen rund 5.000 Verdachts-

anzeigen pro Jahr in Hessen wegen

Berufskrankheiten Stellung zu beziehen,

schreiben wir nur noch Gutachten zu

etwa 1.000 Erkrankungen pro Jahr. Für

die übrigen fehlt die Zeit. Allerdings

initiieren wir weiter eigene Studien. Zwei

Beispiele: Seit 2009 ist die Kniegelenk-

arthrose als Berufskrankheit anerkannt

Wir haben zu dieser Erkrankung eine

Untersuchung durchgeführt, um zu

prüfen, ob es eine besondere Form der

Kniegelenkarthrose bei Fliesenlegern

gibt. Unsere Studie wird möglicherweise

Konsequenzen für die Anerkennungs-

praxis der Berufsgenossenschaft haben.

Des Weiteren untersuchen wir zurzeit,

inwieweit Über-Kopf-Arbeit Schulterseh-

nenrisse begünstigt. In dieser Studie

untersuchen wir Maler, davon genauso

betroffen sind aber auch Beschäftigte in

Kfz-Werkstätten und an schlecht gestal-

teten Montagebändern in der Automobil-

industrie. Wir Gewerbeärzte haben den

Vorteil, dass uns ein Unternehmer den

Zutritt nicht verweigern kann, wir dürfen

den Betrieb demnach jederzeit betreten.

Insofern können wir uns immer vor

Ort ein Bild machen, wenn an Arbeits-

plätzen vermehrt Erkrankungen oder

arbeitsbedingte Beschwerden auftreten,

beispielsweise Hautprobleme, Muskel-

Skelett-Beschwerden oder psychische

Erkrankungen. Allerdings fordern uns

Betriebsräte so gut wie nie an. Ich

arbeite seit 25 Jahre als Gewerbearzt

und in dieser Zeit haben sich etwa drei

Betriebsräte an mich gewandt.“

Steffen Röddecke, Vorsitzender des Länderaus-

schusses für Arbeitsschutz und Sicherheits-

technik (LASI), Referat Arbeitsschutz, Techni-

sche Sicherheit bei der Senatorin für Bildung,

Wissenschaft und Gesundheit in Bremen.

Professor Dr. med. Ulrich Bolm-Audorff, Lei-

tender Gewerbearzt, Regierungspräsidium

Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Um-

welt Wiesbaden

Einsparungen bei Aufsichtspersonen

finden nicht nur im staatlichen Bereich

statt. Auch die gesetzliche Unfallver-

sicherung reduziert ihr technisches

Aufsichtspersonal. So sieht es bei den

gewerblichen Berufsgenossenschaften

im Zeitraum von 1998 bis 2009 aus:

Auch die gesetzliche
Unfallversicherung

baut ab!

Weniger Aufsicht –
weniger Anordnungen!

1998 2003 2009

26140

15695
14159

Strafanzeigen, Bußgelder, Verwarnungen und
Anordnungen im Bundesgebiet ohne Baden-
Württemberg. Quelle: SUGA

Reduzierung der Aufsichtspersonen mit Besich-
tigungstätigkeit bei den gewerblichen Berufs-
genossenschaften. Quelle: SUGA

1998 2009

2342
2100Personen

Personen

– 10 %
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Aus der Praxis - für die Praxis
Wie die BG Betriebsräten

helfen kann
Keine Begehung ohne BetriebsratBetriebsrat zeigt Kodak bei der Gewerbeaufsicht an

Sönke Bock, Sicherheitsfachkraft

bei der Kieler HDW, und Hans-Peter

Kern, Betriebsrat bei Robert Bosch in

Reutlingen, sind beide Vorstandsvorsit-

zende ihrer Berufsgenossenschaft. Hier

vertreten sie die Arbeitnehmerseite.

„Betriebsräte könnten sich viel öfter an

uns wenden“, so ihre Auffassung.

Gibt es Probleme mit den Aufsichts-

personen, weil ein Betrieb nie oder

selten besucht wird, oder weil Probleme

nicht zufriedenstellend gelöst wurden,

können sich Betriebsräte auch an ihre

Selbstverwalter wenden. Auf Wunsch

wird der Hinweis auch anonym behan-

delt. „Wir bringen solche betriebsnahen

Themen in die Gremien ein und geben

entsprechende Hinweise an die Ver-

waltung. Natürlich verfolgen wir auch,

was daraus wird“, sagt Sönke Bock von

der BG Holz und Metall. „Wir Selbst-

verwalter können eine ganze Menge

bewegen“, ergänzt Hans-Peter Kern von

der BG ETEM (Energie, Textil, Elektro,

Medienerzeugnisse). Bei einer von der

BG in Auftrag gegebenen Untersuchung

zeigte sich beispielsweise, dass es an

technischem Aufsichtspersonal fehlt,

um jeden Betrieb mindestens alle zwei

Jahre zu besuchen, wie es die Versicher-

tenvertreter für erforderlich halten. Und

das Personal muss künftig qualifiziert

werden, um psychische Belastungen im

Betrieb aufzuspüren und Arbeitgeber

und Betriebsräte zu beraten.

Wenn Beschwerden bei Dietmar Wente

landen, stammen sie häufig von

Anwohnern, die sich etwa über den

Lärm im benachbarten Gewerbebetrieb

beklagen. Auch Beschäftigte melden

sich, weil Arbeitsbedingungen unzu-

mutbar sind und Arbeitstage kein Ende

nehmen. In Ausnahmefällen stößt Diet-

mar Wente von der Staatlichen Gewer-

beaufsicht in Niedersachsen auch auf

Arbeitstage von 16 bis 18 Stunden.

Betriebsräte sind dagegen eher zurück-

haltend, die Gewerbeaufsicht einzu-

schalten. Für Wente unverständlich,

zumal seine Behörde zur Verschwiegen-

heit verpflichtet ist. Das Unternehmen

wird von ihm nicht erfahren, wer der

Gewerbeaufsicht den Hinweis gegeben

hat. „Wenn ich jedoch entdecke, dass

aufgrund einer massiven Verletzung

des Arbeitszeitge-

setzes ein Arbeits-

unfall passiert ist

und der Betriebsrat

den Gesetzesver-

stoß gedeckt und

geduldet hat, kann das natürlich nicht

hingenommen werden.“ Dietmar Wente

ist bei der Gewerbeaufsicht zuständig

für Handel, Verbraucher- und Mutter-

schutz, Heimarbeit und Papierbe- und

–verarbeitung. Zu seinen Aufgaben

gehört der Arbeits- und Umweltschutz,

er hat demnach nicht nur die betriebli-

che Umsetzung von Rechtsvorschriften

zu prüfen, die sich aus dem Arbeits-

schutz ergeben, sondern ebenso aus

dem Bundesimmissionsschutzgesetz.

Darin ist ein genauer Zyklus vorgege-

ben, in dem er genehmigungspflichtige

Betriebsstätten zu besichtigen hat.

„Den Zyklus müssen wir einhalten.“

Nicht-genehmigungspflichtige Betriebe

besichtigt er deshalb anlassbezogen,

also wenn sich jemand beschwert oder

ihn anfordert. Im Falle einer solchen

Anfrage tritt mehr die Beratungsfunk-

tion der Behörde in den Vordergrund,

die ebenfalls ein wichtiger Teil der

täglichen Arbeit der Mitarbeiter des

Gewerbeaufsichtsamtes ist. Dass die

Unternehmer diese Möglichkeit nur

selten nutzen, bedauert er sehr.

Der Betriebsrat darf nicht wegschauen„Wir beobachten nur sehr wenige Ansätze zu den neueren, von ergonomi-

schen oder psychologischen Problemen gestellten Herausforderungen“, heißt

es in dem Bericht des EU-Ausschusses Hoher Aufsichtsbeamter (SLIC) von

2006. Die meisten Revisionen konzentrierten sich auf Themen des klassischen

Arbeitsschutzes in traditionellen Industriebetrieben. Das hat sich auch in den

Folgejahren nicht geändert. Psychische Belastungen haben bei Inspektionen der

Arbeitsschutzbehörden einen deutlich geringeren Stellenwert als die Beurteilung

von Gefahrstoffen oder überwachungsbedürftigen Anlagen. Dadurch bewegt

sich die Zahl der Beanstandungen im Sachgebiet „psychische Belastungen“ bei

den hier einbezogenen Arbeitsschutzbehörden im Promillebereich.

Einsatz, wenn der Kunde ruft – das

ist der Job von rund 220 Servicetech-

nikern bei Kodak in Stuttgart. Wenn

etwa mitten in der Nacht der Belichter

einer Druckmaschine streikt. Klar ist,

dass der Einsatz erst beendet ist, wenn

die Maschine wieder läuft. Dafür hat

der Betriebsrat Verständnis. Aber nicht

dafür, dass Arbeitstage kein Ende

finden. Zwölf, 14, 16 Stunden täglich,

das war über ein Jahr hinweg fast die

Regel und damit ein klarer Verstoß

gegen das Arbeitszeitgesetz. Überdies

war das Mitbestimmungsrecht des

Betriebsrats bei Überstunden über-

gangen worden. Weil mit dem Arbeit-

geber keine Einigung erzielt werden

konnte, hat der Betriebsrat im Jahr

2010 die Firma Kodak bei der Gewer-

beaufsicht in Stuttgart angezeigt. Die

hat schließlich ein Bußgeld wegen

Verstoßes gegen das Arbeitszeitgesetz

verhängt. Kein hoher Geldbetrag, doch

der Warnschuss zeigte Wirkung. Seit-

dem werden planbare Überstunden

ordnungsgemäß beantragt. Trotz Kritik

aus der Belegschaft und vom Arbeit-

geber „würden wir jederzeit wieder so

handeln“, sagt Betriebsratsvorsitzen-

der Wolfgang Eisele.

Aufsicht ignoriert psychische Belastungen

Arbeitsschutz-
organisation
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Angegeben ist der mitt-

lere Prozentwert über die

Bundesländer Sachsen,

Niedersachsen, Bremen,

Brandenburg und Bayern.

Quelle: Sicher ist sicher

- Arbeitsschutz aktuell

05/2011.

Stäube von künstlichen Mineralfasern

riecht man nicht, schmeckt man nicht

und den lungengängigen Anteil sieht

man nicht. Bestimmte künstliche Mine-

ralfasern stehen aber im Verdacht, Krebs

zu erzeugen. Eine typische Aufgabe für

die Aufsichtsperson der Berufsgenos-

senschaft wie Dr. Günter Klein von der

Berufsgenossenschaft Holz und Metall

(BGHM). Er besichtigt und unterstützt Mit-

gliedsbetriebe, untersucht Arbeitsunfälle,

berät beim Bau von Neuanlagen oder

führt mit anderen Spezialisten der BG

Schwerpunktaktionen im Betrieb durch.

Zu seinen Aufgaben gehören Beratung,

Prävention und Kontrolle, und das nutzen

Betriebsräte wie Unternehmer. Klein

arbeitet seit 1985 bei der BG, und genau-

so lange hört er immer wieder einen Vor-

wurf: Weil technische Aufsichtspersonen

ihren Besuch zuvor beim Unternehmen

ankündigen, würden die tatsächlichen

Probleme nicht entdeckt. Stimmt nicht,

sagt Klein. Ankündigen muss er sich

deshalb, damit die Verantwortlichen des

Unternehmens auch anwesend sind, die

betreffende Anlage tatsächlich läuft und

sämtliche Vorbereitungen getroffen wer-

den können. Aber

herrschen genau an

dem Inspektionstag

normale Betriebs-

bedingungen? Das

kann am besten

der Betriebsrat beurteilen. Deshalb ist

es nach Ansicht des Chemikers wichtig,

dass Betriebsbegehungen nicht ohne

Betriebsräte stattfinden. Zudem werden

oft Messungen unter Worst-Case-Bedin-

gungen durchgeführt: Fenster und Türen

sind geschlossen und die Maschine fährt

mit maximaler Kapazität. „Wenn unter

diesen Bedingungen die Grenzwerte

eingehalten werden, tun sie es auch unter

Normalbedingungen.“
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Thomas Veit / Konzept und Gestaltung: Thomas Veit /
Titelbild: WAZ, Grafiken, Bild S. 7: Thomas Veit.
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Die Dortmunder Entsorgungsfirma Envio

hatte bis April 2010 Hunderte Arbeiter

und womöglich auch Anwohner mit erb-

gutschädigenden, potenziell krebser-

regenden Polychlorierten Biphenylen

(PCB) vergiftet.

Bei Envio zerlegten die Arbeiter die

ausgemusterten Transformatoren

und Kondensatoren, in denen PCB als

Isolieröl und Kühlflüssigkeit diente. Die

meisten von ihnen waren Leihkräfte, die

ohne Schutzausrüstung mit dem Gift

hantierten, ihre Kleidung zum Waschen

mit nach Hause nahmen und damit

ihre Familien vergifteten. Keiner der

Beschäftigten konnte ahnen, dass er

bei der Tätigkeit mit einem krebserre-

genden Giftstoff konfrontiert wurde. Mit

einem Giftstoff, der noch dazu bereits

seit Jahren weltweit verboten ist. Der

Arbeitgeber wusste Bescheid, wollte

aber vermutlich Kosten sparen. Jetzt ist

die Entsorgungsfirma am Dortmunder

Hafen stillgelegt. Für die betroffenen

Beschäftigten und ihre Familien ist das

Problem damit aber noch lange nicht

aus der Welt. Sie bangen, was das Gift

in ihrem Körper anrichtet. Das war der

„größte Arbeitsschutz- und Umweltskan-

dal des vergangenen Jahrzehnts“, so

NRW-Umweltminister Johannes Remmel

von den Grünen.

Die Landesregierung verspricht nun

mehr Personal beim Umwelt- und

Arbeitsschutz einzustellen. Denn nach

bisherigen Erkenntnissen muss davon

ausgegangen werden, dass die staatli-

chen Behörden zu lasch kontrollierten.

Der Bevollmächtigte der IG Metall in

Dortmund, Hans-Jürgen Meier, zieht

Bilanz. Die IG Metall hatte sich sofort

eingeschaltet, nachdem sich besorgte

Betriebsräte und Vertrauensleute

benachbarter Firmen an die Gewerk-

schaft wandten. Sie fürchteten, dass

auch ihre Belegschaften in Kontakt mit

PCB gekommen sein könnten. Die IG

Metall hat Informationsveranstaltungen

gemacht, den Betroffenen Rechtschutz

angeboten, war beim Runden Tisch

dabei und hat gemeinsam mit dem

DGB Forderungen gegenüber dem Lan-

desarbeitsministerium formuliert. Der

Arbeitsschutz in NRW müsse dringend

reformiert werden mit dem Ziel, klare

Zuständigkeiten zu schaffen, für mehr

Kontrollen und mehr Personal zu sorgen.

„Für die Envio-Beschäftigten hätte es

kaum schlimmer kommen können“, sagt

Hans-Jürgen Meier von der IG Metall.

Dort gab es keinen Betriebsrat, der auf

die Einhaltung von Gesetzen geachtet

hätte. „So ein Betrieb kann dann wirk-

lich machen, was er will“, kritisiert der

Bevollmächtigte.

Der Envio–Skandal
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� Die IG Metall stellt für ihre Betriebs-

räte ein breites Bildungsangebot auch für

den Themenbereich Arbeits- und Gesund-

heitsschutz zur Verfügung:

Extranet --> Praxis --> Seminare

� Wo finde ich die für mich zustän-

dige Arbeitsschutzbehörde? Bei der

LASI gibt es eine praktische Landkarte

zum anklicken: http://lasi.osha.de/

de/gfx/systems/laenderkarte.php

� Ein wesentlicher Bestandteil

zur Prävention ist die betriebliche

Gefährdungsbeurteilung. Hierzu wurde

in Zusammenarbeit zwischen den

Unfallversicherungsträgern und den

staatlichen Arbeitsschutzbehörden

eine Leitlinie erstellt:

www.dguv.de --> webcode d101646

Links, die weiterhelfen:

Envio: Hohe Gefährdung – lasche Kontrollen

"Der größte Arbeits- und Umweltschutzskandal des vergangenen Jahrzehnts!"

Was tun als Beschäftigter?

Der Fall Envio zeigt, wie wichtig der

Betriebsrat mit seinen Informations-

und Mitbestimmungsrechten beim

Gesundheitsschutz ist. Als einzelner

Beschäftigter sollte man sich an den

Betriebsrat oder die IG Metall wenden,

wenn man den Verdacht hat, "dass da

etwas nicht stimmt" und Sanktionen

des Unternehmens befürchtet. Fehlt

ein Betriebsrat, müssen sich Beschäf-

tigte erst an den Vorgesetzten wenden,

wenn sie Maßnahmen des Arbeits- und

Gesundheitsschutzes für nicht ausrei-

chend ansehen. Stellt der Arbeitgeber

den Anlass für die Beschwerde nicht

ab, können sich Beschäftigte direkt

an die Behörde wenden. Das regelt

§ 17 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG).

Ein Nachteil darf dem Beschäftigten

daraus nicht entstehen – zumindest

dem Gesetz nach. Ob sich daran alle

Arbeitgeber halten, sei dahingestellt.

Wir meinen: Arbeitnehmer sind besser

geschützt, wenn sie einen Betriebsrat

und eine starke Gewerkschaft haben!


